
 

 

SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR SOZIALES, GESUNDHEIT UND GESELLSCHAFTLICHEN ZUSAMMENHALT 
Albertstraße 10 | 01097 Dresden 

Präsidenten des Sächsischen Landtages 
Herrn Alexander Dierks 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1 
01067 Dresden 
 

 
 
 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Ronny Kupke (BSW-Fraktion) 
Drs.-Nr.: 8/6624  
Thema: Geschlechtersensible medizinische Versorgung in Sachsen  

Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt:  
 
„Die Bundesregierung hat Maßnahmen zum Abbau des Gender Data Gap 
angekündigt. Daraus ergibt sich Handlungsbedarf für die medizinische 
Versorgung im Freistaat Sachsen.  
https://www.bmftr.bund.de/SharedDocs/Bekanntmachun-
gen/DE/2025/12/2025-12-03- bekanntmachung-gender-data-gap“ 
 
Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1: Welche geschlechterspezifischen Versorgungsangebote beste-
hen aktuell im Freistaat Sachsen (z. B. spezialisierte Ambulanzen oder 
Sprechstunden)? Bitte nach Einrichtungstyp (Krankenhaus, MVZ, ambu-
lant) und Region aufschlüsseln. 
 
In den Sächsischen Krankenhäusern bestehen teilweise geschlechterspezifi-
sche Versorgungsangebote: In klinikinternen Fortbildungen werden geschlech-
tersensible Themen berücksichtigt. Für die Behandlung von trans- und nicht-
binären Personen bestehen Regelungen zur Zimmeraufteilung. Im Belegungs-
management (bei der Aufnahme elektiver Patienten) ist ein solcher Prozess ver-
ankert, einschließlich standardisierter Kontakt- und Aufnahmemodalitäten. Für 
Diskriminierungserfahrungen sind niedrigschwellige Beschwerde- und Melde-
wege etabliert.  
 
Eines der Sächsischen Krankenhäuser bietet zudem in der Psychiatrischen In-
stitutsambulanz eine Spezialsprechstunde für Schwangere an. Darüber hinaus 
werden in der Rehabilitationseinrichtung für Suchtkranke Männer und Frauen 
bei Gruppenangeboten seit 1992 getrenntgeschlechtlich behandelt. 
 
Im Übrigen wird von einer Beantwortung für den Bereich der stationären Ver-
sorgung abgesehen.  

Die Staatsministerin 

Durchwahl 
Telefon +49 351 564-55000 
Telefax +49 351 564-55010 
 

Ihr Zeichen 
 
 
Ihre Nachricht vom 
 
 
Aktenzeichen 
(bitte bei Antwort angeben) 
Z-1053/264/27-2026/82491  
 
Dresden, 
6. Mai 2026 
 

 

 

Hausanschrift: 

Sächsisches Staatsministerium 

für Soziales, Gesundheit und 

Gesellschaftlichen Zusammen-

halt  

Albertstraße 10 

01097 Dresden 

 

www.sms.sachsen.de 



 

Seite 2 von 6 

 
Der Staatsregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.  
 
Die Staatsregierung ist dem Landtag überdies nur für ihre (eigene) Amtsführung verant-
wortlich und ist daher lediglich in Angelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre 
(eigene) Zuständigkeit fallen und muss nicht auf Fragen eingehen oder etwa Daten bei 
Dritten erheben, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen.  
 
Letzteres ist hier der Fall, soweit nach Erkenntnissen gefragt ist, über die u.U. (nur) säch-
sische Plankrankenhäuser bzw. deren Träger verfügen, da die Plankrankenhäuser bzw. 
deren Träger insoweit als eigenverantwortlich handelnde Dritte Aufgaben erfüllen, bei de-
nen sie gemäß § 31 des Sächsischen Krankenhausgesetzes (SächsKHG) bzw. im Rah-
men der Wahrnehmung von Selbstverwaltungsaufgaben (Letzteres betrifft allenfalls Kran-
kenhäuser in kommunaler Trägerschaft.) lediglich der Rechtsaufsicht, nicht aber der Fach-
aufsicht unterliegen. Die Staatsregierung darf im Zuständigkeitsbereich der Rechtsaufsicht 
von ihrem Informationsrecht (nach § 31 Absatz 3 Satz 1 SächsKHG bzw. § 113 Sächsische 
Gemeindeordnung) jedoch nur dann Gebrauch machen, wenn im Einzelfall konkrete An-
haltspunkte für eine bevorstehende oder bereits erfolgte Rechtsverletzung vorliegen. Dies 
ist hier nicht der Fall, denn es sind weder aus der Fragestellung konkrete Hinweise auf 
eine bevorstehende oder eingetretene Rechtsverletzung ersichtlich noch liegen der 
Staatsregierung derartige Hinweise unabhängig von der Kleinen Anfrage vor. 
 
In Hinblick auf die ambulante Versorgung wird von einer Beantwortung abgesehen.  
 
Der Staatsregierung liegen keine entsprechenden Erkenntnisse vor. Die Staatsregierung 
ist dem Landtag nur für ihre Amtsführung verantwortlich. Sie ist daher nur in solchen An-
gelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre Zuständigkeit fallen und muss nicht auf 
Fragen eingehen, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen.  
 
Letzteres ist hier der Fall, da nach Erkenntnissen gefragt ist, die der Kassenärztlichen Ver-
einigung Sachsen oder der AOK PLUS vorliegen könnten und die diese als Körperschaften 
des öffentlichen Rechts eigenverantwortlich im Rahmen der Wahrnehmung von Selbstver-
waltungsaufgaben erlangen. Selbstverwaltungsaufgaben unterliegen nur der Rechtsauf-
sicht, nicht aber der Fachaufsicht. Vorliegend bestehen keine Anhaltspunkte für eine be-
vorstehende oder bereits erfolgte Rechtsverletzung. Daher ist die Rechtsaufsichtsbehörde 
nicht verpflichtet, von ihrem Informationsrecht nach § 88 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch Gebrauch zu machen und sich die erfragten Informationen zu beschaffen. Auch be-
stand im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung der Rechtsaufsichtsbehörde kein sonstiger 
Anlass, sich die erfragten Informationen vorlegen zu lassen. 
 
Frage 2: In welchem Umfang wurden geschlechtersensible Inhalte in Ausbildungen 
der Gesundheitsberufe integriert? Bitte nach Ausbildungsart (Universität, Fach-
schule, Weiterbildung) und Berufsgruppe darstellen. 
 
Die Ausbildungen in den Heilberufen und Gesundheitsfachberufen sind bundesgesetzlich 
geregelt. Die Ausbildungsinhalte bestimmen sich nach den Berufsgesetzen und dazu er-
gangenen Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen. Grundsätzlich sind die Ausbildungen 
praxis- und patientenbezogen auf die Versorgung von Menschen aller Altersstufen ausge-
richtet, d. h. ohne spezifische Fokussierung auf ein Geschlecht oder definiertes Lebensal-
ter. Die konkrete Ausgestaltung der Ausbildungen obliegt den ausbildenden Einrichtungen 
auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse. 
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Geschlechterspezifische Unterschiede haben Einfluss darauf, wie sich Krankheiten äu-
ßern und wie gut Behandlungen anschlagen. Auch das Gesundheitsverhalten und der Zu-
gang zur medizinischen Versorgung unterscheiden sich häufig geschlechterbedingt. Daher 
ist es wichtig, die verschiedenen Berufsfelder im Gesundheitswesen entsprechend zu sen-
sibilisieren und möglichst frühzeitig in der Ausbildung aber auch nachfolgend in der Fort- 
und Weiterbildung zu schulen. Deshalb fassten die Länder bereits 2025 im Rahmen der 
Gesundheitsministerkonferenz einstimmig den Beschluss, den Bund um eine stärkere 
strukturelle Verankerung der Aspekte geschlechtersensibler Medizin in der ärztlichen, 
zahnärztlichen, pharmazeutischen und psychotherapeutischen Ausbildung (Heilberufe) 
sowie in der Ausbildung der Gesundheitsfachberufe zu bitten. 
 
Im Rahmen der Novellierung der Pflegefachkraftausbildung zum 1. Januar 2020 wurden 
in den zu erwerbenden Kompetenzen sowohl die genderspezifischen Aspekte als auch die 
Anwendung gendermedizinischer Erkenntnisse aufgenommen und sind seither fester Be-
standteil der fach- und hochschulischen Ausbildung (vgl. PflAPrV Anlagen 1 bis 4, I.2.f 
sowie Anlage 5, A.I.1). Gleiches gilt für die aktuell zu etablierende neue Pflegefachassis-
tenzausbildung. Im Entwurf der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegefach-
assistenz – PflFAssAPrV (Bundesrat Drucksache 46/26) ist wie folgt formuliert: „Absolven-
tinnen und Absolventen berücksichtigen neue Informationen zu den Wissensbeständen 
der Pflege, Gesundheitsförderung und Medizin (auch Gendermedizin) in ihrer pflegeri-
schen Tätigkeit.“ (vgl. Entwurf PflFAssAPrV Anlage 1, I.2.g). 
 
Für den Bereich der Fort- und Weiterbildung im ärztlichen Bereich hat die Sächsische Lan-
desärztekammer mitgeteilt, dass sie die Thematik aufgegriffen hat und unter anderem zum 
Thema „Geschlechtersensible Medizin“ eine Veranstaltung unter der wissenschaftlichen 
Leitung von Frau Röhle mit dem Titel „Medizin für Alle?! – Geschlechtersensible Medizin - 
Quo Vadis?“ in Form eines Webinars durchgeführt hat. Die Kammer wird angesichts der 
hohen Teilnehmerzahl an diesem Webinar das Thema fortführen und vertiefen. Auch in 
anderen Fort- und Weiterbildungsangeboten findet das Thema partiell seinen Nieder-
schlag, etwa in der „Arbeits- und Betriebsmedizin“ und ebenso im Rahmen des 320-h-
Weiterbildungskurses „Sozialmedizin“. 
 
Pflegerische Fach-Weiterbildungen wie bspw. „Intensivpflege und Anästhesie“ und „Not-
fallpflege“ sind im Freistaat Sachsen in der Weiterbildungsverordnung Gesundheitsfach-
berufe (SächsGfbWBVO) rechtlich geregelt. Die Module enthalten für die Grund- und Auf-
baumodule Lehrinhalte, in denen inhaltliche Schwerpunkte ohne detaillierte Vorgaben fest-
gelegt sind. Geschlechterspezifische Aspekte und Inhalte werden in den spezifischen Mo-
dulbeschreibungen der einzelnen Weiterbildungen zwar nicht ausdrücklich benannt, kön-
nen aber in den Modulen „Gesundheitswissenschaft“ und/oder „Humanwissenschaft“ der 
Grundstufe integriert werden. Diese bieten den Raum, um sozialwissenschaftliche, kom-
munikative und ethische Lerninhalte zu integrieren. Die Themen sind bspw. bei der Inten-
sivpflege in der Praxis bei der Schmerzäußerung und Kommunikation mit Patienten sowie 
im Umgang mit Angehörigen relevant. Sie werden in Verantwortung der jeweils staatlich 
anerkannten Weiterbildungseinrichtungen im jeweiligen Kurs dargeboten.  
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Frage 3: Welche Maßnahmen zur Aufklärung der Bevölkerung über geschlechtsspe-
zifische Unterschiede bei Symptomen, Krankheitsverläufen und Therapieanspre-
chen werden im Freistaat Sachsen durchgeführt? Bitte nach Trägern der Maßnah-
men aufschlüsseln. 
 
Die sachgerechte Aufklärung der Bevölkerung über geschlechtsspezifische Unterschiede 
bei Symptomen, Krankheitsverläufen und Therapieansprechen obliegt im deutschen 
selbstverwalteten Gesundheitssystem im Wesentlichen den leistungserbringenden Institu-
tionen.  
 
In Hinblick auf die stationäre Versorgung wird von einer Beantwortung abgesehen. 
 
Die Staatsregierung ist dem Landtag überdies nur für ihre (eigene) Amtsführung verant-
wortlich und ist daher lediglich in Angelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre 
(eigene) Zuständigkeit fallen und muss nicht auf Fragen eingehen oder etwa Daten und 
Informationen bei Dritten erheben, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen.  
 
Letzteres ist hier der Fall, soweit nach Erkenntnissen gefragt ist, über die u. U. (nur) Dritte 
bzw. deren Träger verfügen, da die Plankrankenhäuser bzw. deren Träger insoweit als 
eigenverantwortlich handelnde Dritte Aufgaben erfüllen, bei denen sie gemäß § 31 des 
Sächsischen Krankenhausgesetzes (SächsKHG) bzw. im Rahmen der Wahrnehmung von 
Selbstverwaltungsaufgaben (letzteres betrifft allenfalls Krankenhäuser in kommunaler Trä-
gerschaft) lediglich der Rechtsaufsicht, nicht aber der Fachaufsicht unterliegen. Die Staats-
regierung darf im Zuständigkeitsbereich der Rechtsaufsicht von ihrem Informationsrecht 
(nach § 31 Absatz 3 Satz 1 SächsKHG bzw. § 113 Sächsische Gemeindeordnung) jedoch 
nur dann Gebrauch machen, wenn im Einzelfall konkrete Anhaltspunkte für eine bevorste-
hende oder bereits erfolgte Rechtsverletzung vorliegen. Dies ist hier nicht der Fall, denn 
es sind weder aus der Fragestellung konkrete Hinweise auf eine bevorstehende oder ein-
getretene Rechtsverletzung ersichtlich noch liegen der Staatsregierung derartige Hinweise 
unabhängig von der Kleinen Anfrage vor. 
 
In Hinblick auf die ambulante Versorgung wird von einer Beantwortung abgesehen.  
 
Der Staatsregierung liegen keine entsprechenden Erkenntnisse vor. Die Staatsregierung 
ist dem Landtag nur für ihre Amtsführung verantwortlich. Sie ist daher nur in solchen An-
gelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre Zuständigkeit fallen und muss nicht auf 
Fragen eingehen, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen.  
 
Letzteres ist hier der Fall, da nach Erkenntnissen gefragt ist, die der Kassenärztlichen Ver-
einigung Sachsen oder der AOK PLUS vorliegen könnten und die diese als Körperschaften 
des öffentlichen Rechts eigenverantwortlich im Rahmen der Wahrnehmung von Selbstver-
waltungsaufgaben erlangen. Selbstverwaltungsaufgaben unterliegen nur der Rechtsauf-
sicht, nicht aber der Fachaufsicht. Vorliegend bestehen keine Anhaltspunkte für eine be-
vorstehende oder bereits erfolgte Rechtsverletzung. Daher ist die Rechtsaufsichtsbehörde 
nicht verpflichtet, von ihrem Informationsrecht nach § 88 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch Gebrauch zu machen und sich die erfragten Informationen zu beschaffen. Auch be-
stand im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung der Rechtsaufsichtsbehörde kein sonstiger 
Anlass, sich die erfragten Informationen vorlegen zu lassen. 
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Frage 4: Welche konkreten Maßnahmen setzen sächsische Krankenhäuser und Ver-
sorgungseinrichtungen um, um geschlechtersensible Aspekte in Diagnostik und 
Therapie zu berücksichtigen? Bitte nach Maßnahmentyp (z. B. Leitlinienanpassung, 
Fortbildungen, interne Standards) differenzieren. 
 
In den Sächsischen Krankenhäusern finden geschlechtsspezifische Empfehlungen ein-
schlägiger Behandlungsleitlinien Berücksichtigung. Generell erfolgt die medizinische Be-
handlung oftmals nach geschlechterspezifischen Gesichtspunkten, wie z. B. dem Einfluss 
der jeweiligen Hormone auf die verschiedenen Krankheitsbilder, Blutdruck etc. Wenn me-
dizinisch geboten, wird ein Schwangerschaftstest vor pharmakologischer Behandlung 
durchgeführt; geschlechtsabhängige Aspekte sind in die Medikations- und Laborstandards 
integriert.  
 
Das Therapieangebot der Traumaambulanz trägt dem Umstand Rechnung, dass Frauen 
am häufigsten von sexualisierter Gewalt betroffen sind. In den psychiatrischen Kliniken 
erfolgen Diagnostik und Therapie generell geschlechtersensibel und dabei nach den je-
weiligen Richtlinien der Fachgesellschaften. Männer und Frauen sind, abgesehen von 
Ehepaaren, in unterschiedlichen Patientenzimmern untergebracht. Bei Bedarf kann auch 
ein Einzelzimmer gestellt werden. In den Therapien wird zudem ermittelt, ob geschlechts-
spezifische Themen einen geschlechtsspezifischen Therapeuten erfordern. Daneben be-
stehen u. a. feste Kooperationen mit Frauenschutzhäusern, Interventionsstellen bei häus-
licher Gewalt oder Fachstellen gegen sexualisierte Gewalt. 
 
In der Ansprache wird auf die entsprechenden Pronomen geachtet. Speziell in der Klinik 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie kann im Krankenhausinformationssystem zudem der 
Wunschname der betreffenden Person hinterlegt werden. 
 
In Intervisionen, Supervisionen sowie internen Fortbildungsveranstaltungen wird das 
Thema geschlechtsspezifische Behandlung immer wieder diskutiert. 
 
Im Übrigen wird von einer Beantwortung für den Bereich der stationären Versorgung ab-
gesehen.  
 
Der Staatsregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.  
 
Die Staatsregierung ist dem Landtag überdies nur für ihre (eigene) Amtsführung verant-
wortlich und ist daher lediglich in Angelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre 
(eigene) Zuständigkeit fallen und muss nicht auf Fragen eingehen oder etwa Daten bei 
Dritten erheben, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen.  
 
Letzteres ist hier der Fall, soweit nach Erkenntnissen gefragt ist, über die u.U. (nur) säch-
sische Plankrankenhäuser bzw. deren Träger verfügen, da die Plankrankenhäuser bzw. 
deren Träger insoweit als eigenverantwortlich handelnde Dritte Aufgaben erfüllen, bei de-
nen sie gemäß § 31 des Sächsischen Krankenhausgesetzes (SächsKHG) bzw. im Rah-
men der Wahrnehmung von Selbstverwaltungsaufgaben (Letzteres betrifft allenfalls Kran-
kenhäuser in kommunaler Trägerschaft.) lediglich der Rechtsaufsicht, nicht aber der Fach-
aufsicht unterliegen. Die Staatsregierung darf im Zuständigkeitsbereich der Rechtsaufsicht 
von ihrem Informationsrecht (nach § 31 Absatz 3 Satz 1 SächsKHG bzw. § 113 Sächsische 
Gemeindeordnung) jedoch nur dann Gebrauch machen, wenn im Einzelfall konkrete An-
haltspunkte für eine bevorstehende oder bereits erfolgte Rechtsverletzung vorliegen.  
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Dies ist hier nicht der Fall, denn es sind weder aus der Fragestellung konkrete Hinweise 
auf eine bevorstehende oder eingetretene Rechtsverletzung ersichtlich noch liegen der 
Staatsregierung derartige Hinweise unabhängig von der Kleinen Anfrage vor. 

Frage 5: Welche landesweiten Strategien oder Konzepte verfolgt die Staatsregie-
rung, um geschlechtersensible Aspekte systematisch in der Gesundheitsversor-
gung zu verankern? 

Die Staatsregierung verfolgt diesbezüglich keine Strategie. 

Mit freundlichen Grüßen 

Petra Köpping 


		2026-05-07T12:56:12+0200




